Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drud(sache 7/4736 

12. 02. 76 

Sachgebiet 63 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Köcherl, Leicht, Dr. Althammer, Dr. Häfele, 
Dr. Zeitei, Dr. Köhler (Duisburg) und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/4655 — 

betr. Haushaltswirtschaft des Bundes im Rechnungsjahr 1975 und Folgerungen 
für die Jahre ab 1976 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 11. Fe- 
bruar 1976 - II A 1 -H 1322-8/76- namens der Bundesregie- 
rung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet; 


1. Der Bundesfinanzminister hat im Hinblick auf die entstandenen 
Minderausgaben von 5,2 Mrd. DM am 23. Januar 1976 im Deut- 
schen Bundestag erklärt, eine ganze Reihe dieser „Einsparun- 
gen" seien „einmaliger Natur". 

Um welche Minderausgaben des Jahres 1975 handelt es sich 
dabei im wesentlichen? 

Die zitierte Äußerung des Bundesministers der Finanzen ist aus 
dem Zusammenhang gerissen. Tatsächlich hat der Minister am 
23. Januar 1976 im Deutschen Bundestag sowohl davor gewarnt, 
die Ausgabenminderungen des Jahres 1975 unkritisch in das 
Jahr 1976 und in die Finanzplanung bis 1979 zu übertragen, als 
auch erklärt, daß in einigen Positionen, wie z. B. bei den Zins- 
aufwendungen, Einsparungen möglich seien. 


2. Im Zusammenhang mit den Äußerungen über die einmalige 

Natur der Einsparungen erwähnte der Bundesminister der 

Finanzen die Zuschüsse an die Arbeitslosenversicherung. 

2.1 Wie ist seine Aussage zu erklären, daß nach dem Ergebnis 
des Jahres 1975 „keineswegs so ohne weiteres davon aus- 
gegangen werden könne, daß wir bei unseren Zuschüssen 
für die Bundesanstalt für Arbeit in 1976 erneut sparen 
können"? 

2.2 Von welcher Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahl für den 
Jahresdurchschnitt 1975 ging die Bundesregierung bei der 
Vorlage des Nachtragshaushalts 1975 aus? 

Wie hoch waren die Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahlen 
wirklich im Jahresdurchschnitt 1975? 

2.3 Von welchen Arbeitslosen- und Kurzarbeitszahlen ist für 
die Bemessung der Liquiditätszuschüsse im Regierungs- 
entwurf des Bundeshaushalts 1976 ausgegangen? 


Grundlage für die vergangenen und zukünftigen Planungen be- 
züglich der Zuschüsse an die Bundesanstalt für Arbeit waren 
und sind die Zahlen, von denen die Bundesanstalt für Arbeit 
in ihrem Haushalt ausgeht. 
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3. Inwieweit lassen sich 

a) gegenüber dem Regierungsentwurf des Bundeshaushalts- 
planes 1976, 

, b) gegenüber den Ansätzen des Finanzplanes für die Jahre bis 

1979 

Herabsetzungen bei den Ausgabenansätzen rechtfertigen, bei 

denen 1975 Minderausgaben entstanden sind (oder aus welchen 

Gründen im einzelnen lassen sie sich für die Zukunft nicht 

rechtfertigen), insbesondere 

— bei den Ansätzen für die Liquiditätshilfe an die Bundes- 
anstalt für Arbeit, wo in 1975 eine Minderausgabe nach den 
Angaben des Bundesfinanzministers von 1 Mrd. DM deshalb 
entstand, weil sowohl die Zahl der Empfänger von Arbeits- 
losen- und Kurzarbeitergeld im Jahresdurchschnitt wie auch 
die Ausgangslöhne als Berechnungsgrundlage für die 
Arbeitslosenunterstützung niedriger als angenommen ge- 
wesen seien, 

— bei den Ansätzen für Zinsen und Kreditkosten, wo eine 
Minderausgabe von einer weiteren Mrd. DM nach den An- 
gaben des Bundesministers der Finanzen vor allem wegen 
eines „deutlichen Zinsrückgangs und „günstigerer Kondi- 
tionen" entstanden ist, 

— bei den Zuschüssen an die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung, wo in 1975 eine Minderausgabe von 0,5 Mrd. DM nach 
den Angaben des Finanzministers durch eine „höhere Be- 
schäftigtenzahl" mit der Folge höherer Betriebseinnahmen 
einerseits und andererseits durch die Tatsache entstanden ist, 
daß weniger Arbeitnehmer „in Rente gegangen" seien, 

— bei den Ausgaben für die Ausbildungsförderung, wo (ein- 
schließlich berufliche Bildung) eine Minderausgabe von 
0,5 Mrd. DM entstanden ist, weil nach den Angaben des 
Bundesfinanzministers infolge gestiegener Einkommen und 
aus anderen Gründen weniger Auszubildende die Förderung 
in Anspruch genommen haben, 

— beim Bürgschaftsfonds, wo nach Angabe des Bundesministers 
der Finanzen in 1975 eine Minderausgabe von 0,4 Mrd. DM 
als Folge des Ausbleibens größerer Schäden und Umschul- 
dungen und „zudem" aufgrund des stark angestiegenen Bürg- 
schaftsvolumens mit der Folge höherer Einnahmen entstan- 
den ist, 

— bei den Ansätzen für die Kriegsopferversorgung und die 
Kriegsopferfürsorge, wo 1975 nach den Angaben des Bundes- 
ministers der Finanzen eine Minderausgabe von 0,3 Mrd. DM 
entstanden ist, weil „die Zahl der Versorgungsberechtigten 
stärker als vorausgeschätzt abgenommen hat", 

— beim Kindergeld, wo nach den Angaben des Bundesministers 
der Finanzen eine Minderausgabe von 0,3 Mrd. DM ebenfalls 
wegen Rückgangs der Zahl der Berechtigten (Geburtenrück- 
gang sowie geringere Zahl von Gastarbeitern) entstanden ist, 

— bei der Krankenhausfinanzierung (Minderausgabe 0,2 Mrd. 
DM), beim Hochschulbau, bei den Wohnungsbauprämien und 
beim Wohngeld? 

Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit hat am 26. No- 
vember 1975 unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände 
die voraussichtlichen Ausgaben der Anstalt für 1976 festgestellt. 
Der Haushalt der Anstalt sieht insgesamt Ausgaben von 
19,4 Mrd. DM vor, die in Höhe von 5,5 Mrd. DM durch eine 
Liquiditätshilfe des Bundes zu decken sind. Die im Entwurf des 
Bundeshaushalts vorgesehenen Mittel für Liquiditätszuschüsse 
können danach um 574 Mio DM herabgesetzt werden. Welche 
Folgerungen für die Jahre 1977 bis 1979 gezogen werden kön- 
nen, wird im Zusammenhang mit der Fortschreibung des Finanz- 
plans bis 1980 aufgrund der dann verfügbaren Daten geprüft 
werden. Eine Übertragung des Ergebnisses 1975 auf die folgen- 
den Jahre ist schon deswegen nicht möglich, weil im Finanz- 
plan für 1977 nur noch eine Liquiditätshilfe von 390 Mio DM, 
für 1978 von 230 Mio DM und für 1979 von 173 Mio DM vor- 
gesehen ist. 


2 



Drucksache 7/4736 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Auch bei den Zuschüssen an die knappschaftliche Renten- 
versicherung und den Aufwendungen für Kriegsopferversor- 
gung und Kriegsopferfürsorge können die Minderausgaben des 
Jahres 1975 nicht in gleicher Höhe auf die Folgejahre über- 
tragen werden. Es kann für die Ausgabenentwicklung bei der 
knappschaftlichen Rentenversicherung nicht davon ausgegan- 
gen werden, daß 1976 wiederum zahlreiche Sonderschichten im 
Steinkohlenbergbau gefahren werden und überdies die Zahl der 
Beschäftigten wie 1975 steigt. Ebenso kann eine Fortsetzung des 
überproportionalen Rückgangs der Zahl der Empfänger von 
Kriegsopferrenten nicht ohne weiteres unterstellt werden. 
Außerdem dürften bei der Kriegsopferversorgung drei Verord- 
nungen mit höheren Ausgaben nunmehr 1976 wirksam werden, 
die bereits in den Ansätzen 1975 berücksichtigt waren. Es wird 
daher in beiden Bereichen zusammen nur mit einer Entlastung 
von etwa rd. 0,3 Mrd. DM gerechnet werden können. 

Die zur Haushaltsfinanzierung 1975 benötigte niedrigere Netto- 
kreditaufnahme 1975 wird eine Einsparung bei den Aufwendun- 
gen für die Verzinsung der Bundesschuld um jährlich etwa 
600 bis 700 Mio DM zulassen. Daneben sind die weiteren Ein- 
sparungen, die sich aus dem Zinsniveau und der Struktur der 
Neuverschuldung (Schuldarten, Fristigkeiten) ergeben haben, 
vorwiegend einmaliger Art. 

Für die Krankenhausfinanzierung, die Ausbildungsförderung 
und die Wohnungsbauprämie kann für das Haushaltsjahr 1976 
der Mittelbedarf zusammen bis zu 200 Mio DM niedriger bemes- 
sen werden. Wie der Hochschulbau und das Wohngeld sind je- 
doch auch diese Ansätze von erheblichen Einschränkungen 
durch die Maßnahmen zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
betroffen, so daß ein Spielraum für nennenswerte Kürzungen ab 
1977 aller Voraussicht nach nicht mehr gegeben ist. 

Beim Kindergeld erscheint eine Herabsetzung der Ansätze im 
Regierungsentwurf 1976 und im Finanzplan in Höhe von 200 
bis 300 Mio DM möglich. 

Beim „Bürgschaftsfonds" rechtfertigt das unerwartet günstige 
Ist-Ergebnis 1975, das durch höhere Einnahmen aus Bürgschafts- 
entgelten und geringere Ausgaben für Schadensfälle und Um- 
schuldungen entstanden ist, keine Änderung der Ausgaben- 
ansätze im Entwurf des Haushaltsplans 1976 oder im Finanzplan 
bis 1979. Bei Bürgschaften in Höhe von zur Zeit rd. 85 Mrd. DM 
sind beim Schadenstitel für 1976 - ebenso wie für 1975 - keine 
Ausgaben angesetzt. Es wird davon ausgegangen, daß die den 
Bund belastenden Schadensleistungen aus den Entgeltein- 
nahmen gedeckt werden können. Diese Entwicklung läßt sich 
nicht genügend sicher vorausschätzen; hier ist immer ein Aus- 
gabenrisiko gegeben. 

Im übrigen überprüft der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages wie in jedem Jahr auch bei der laufenden Beratung 
des Haushaltsentwurfs 1976 die Ansätze darauf, ob sich Aus- 
wirkungen aus dem Haushaltsvollzug des Vorjahres ergeben. 
Die Bundesregierung wird dazu alle noch notwendigen Aus- 
künfte erteilen. 
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4. Die Steuermehreinnahmen des Bundes von 2,2 Mrd. DM im 
Jahre 1975 ergaben sich in erster Linie bei den Veranlagungs- 
steuern (Einkommen- und Körperschaftsteuer sowie Ergänzungs- 
abgabe) sowie der Umsatzsteuer. Die höheren Einnahmen bei 
der Veranlagungsteuer beruhen auf höheren Abschlußzahlun- 
gen aus den Vorjahren als Folge intensivierter Beitreibung, 
Veranlagung und Betriebsprüfung, die für die Folgejahre auch 
das Vorauszahlungssoll erhöhen müßten. Die höheren Ein- 
nahmen aus der Umsatzsteuer sollen in erster Linie auf einem 
Anstieg des privaten Verbrauchs beruhen. Inwieweit kann (oder 
kann nicht) nach den angegebenen Begründungen aus heutiger 
Sicht audi für 1976 und die Folgejahre voraussichtlich mit 
höheren Steuereinnahmen gerechnet werden? 

Die Mehreinnahmen bei der Einkommensteuer rechtfertigen 
keine Weitergabe nach 1976, soweit es sich hierbei um Ab- 
Schlußzahlungen für Veranlagungszeiträume früherer Jahre 
handelt, mit denen erst im Jahr 1976 gerechnet worden war. Die 
Abschlußzahlungen haben jedoch in begründeten Fällen auch zu 
einer Anpassung der Vorauszahlungen nach oben geführt mit 
kassenmäßigen Auswirkungen nicht nur 1975, sondern auch 
1976. Da bei der Schätzung bereits unterstellt wurde, daß im 
Rahmen der laufenden Veranlagungsarbeiten auch zukünftig 
j;- der Vorauszahlungsanpassungen anhand der jeweils 

aktuellsten Daten geprüft wird, sind für die Jahre ab 1977 aus 
den Mehreinnahmen des Jahres 1975 bei der veranlagten Ein- 
kommensteuer keine Auswirkungen zu erwarten. 

Die Sollüberschreitung bei der Körperschaftsteuer wurde fast 
ausschließlich im Dezember 1975 realisiert. Sie geht im wesent- 
lichen auf wenige bedeutende Einzelfälle zurück. 

Die Mehreinnahmen aus der Ergänzungsabgabe sind einmaliger 
Natur, weil mit der Steuerreform zum 1. Januar 1975 die Ergän- 
zungsabgabe zur Lohnsteuer und zur veranlagten Einkommen- 
steuer weggefallen ist. 

Bei den Steuern vom Umsatz kann aus der Entwicklung in 1975 
nicht mit höheren Einnahmen 1976 gerechnet werden. Die Schät- 
zung dieser Steuern für 1976 anhand der Daten des Jahreswirt- 
schaftsberichts 1976 bestätigt übrigens im wesentlichen das Er- 
gebnis vom August 1975. 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen'' wird am 24./25. März 
1976, rechtzeitig zur 2. und 3. Lesung des Bundeshaushalts 1976, 
die Steuereinnahmeansätze für 1976 überprüfen. 


5. Mit welchen als zwangsläufig angesehenen Mehrbelastungen 
gegenüber dem bisherigen Haushaltsentwurf 1976 und der 
Finanzplanung für die Jahre bis 1979 rechnet die Bundes- 
regierung aus heutiger Sicht? 

In den Entwurf des Bundeshaushalts 1976 sind die um die Aus- 
wirkungen der steuerlichen Beschlüsse der Bundesregierung 
vom 10. September 1975 fortgeschriebenen Ergebnisse des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen" vom August 1975 einge- 
gangen, 

— Diese steuerlichen Beschlüsse bringen nach Vermittlungs- 
ausschuß-Ergebnis zum Haushaltsstrukturgesetz in 1976 gut 
300 Mio DM (Bund: 160 Mio DM) weniger Mehreinnahmen 
als im Haushaltsentwurf veranschlagt. 
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— Der Verlustrücktrag bringt in 1976 noch nicht veranschlagte 
Mindereinnahmen von 300 Mio DM (Bund: 140 Mio DM). 

— An die EG werden 400 Mio DM mehr Umsatzsteuereinnah- 
men zu Lasten des Bundes als in 1976 bisher veranschlagt ab- 
geführt werden müssen. 

Sowohl die Mindereinnahmen als auch mögliche Mehreinnah- 
men halten sich im Rahmen einer vertretbaren Schätzmarge. 

Auf der Ausgabeseite ist zunächst zu berücksichtigen, daß die 
Haushaltsjahre 1976 und 1977 mit globalen Minderausgaben 
(0,8 Mrd. DM bzw. 1,8 Mrd. DM) vorbelastet sind. Darüber hin- 
aus sind derzeit folgende Mehrbelastungen gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf des Haushalts 1976 und dem Finanzplan bis 
1979 etatreif: 

— Programm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, 
300 Mio DM, 

— Leistungen des Bundes an die DDR zur Erleichterung des 
Berlinverkehrs, 236 Mio DM jährlich, 

— Bundesleistungen zur Überwindung der Sturmflutschäden 
am 3./4. Januar 1976, davon 65 Mio DM, insbesondere für 
Küstenschutzmaßnahmen, bereits festliegend, 

— Erstattung von Kosten der Steinkohlenbevorratung. 

Die Bundesregierung wird anregen, daß die Mehrbelastungen 
im Haushalt 1976 berücksichtigt werden. Die Anpassung des 
Finanzplans wird von der Bundesregierung anläßlich der näch- 
sten Fortschreibung vorgenommen. 
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